
Vereinbarung 

über die Eiqliederuri.g der Gemeinde Ailingen 
in die tadt Yriedrichahafent  beide Iandkreis  

Tettnang  

Präambel 

Die ständig anhaltende Entwicklung innerhalb eines einheitlichen 
Wirtschaftsraumes macht es unter Berücksichtigung der menach-
lichen, wirtschaftlichen und verwaltungsmäßigen Verflechtungen 
notwendig, Verwaltungseinheiten zu bilden, die in der  Lao  sind, 
die zunehmenden Aufgaben sinnvoll zu übernehmen und die Ent-
wicklungschancen zum Wohle der Bürger zu erhalten und zu ver-
bessern. Mit dem Ziel, die gemeinschaftlichen Verpflichtungen 
im Rahmen einer Verwaltungseinheit zu erfüllen, schließen sich 
die Gemeinde Ailingen und die Stadt Friedrichshafen zusammen. 

Die Stadt Friedrichshafen, vertreten durch Oberbürgermeister  
Dr.  GrUnbeck, und die Gemeinde Ailingen, vertreten durch 
Bürgermeieter-Stellvertreter kleinzelmann, schließen nach An-
hörung der in der Gemeinde Ailingen wohnenden Bürger am 
28. November 1971 sowie gemäß der Beschlüsse des Gemeinderats 
der Stadt Friedrichshafen vom 23. November 1971 und des Ge-
meinderats der Gemeinde Ailingen vom 28. November 1971 auf 
Grund von § 8 Abs. 2 uad § 9 Abs. 1 der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg vom 25.7.1955 (Ges.B1. S. 129) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung der Gemeindeordnung und 
Iandkreisordnung vom 26.7.1971 (Ges.B1. S. 314) folgende 



Vereinbarung: 

I- .1.1112M2211112  

§1 

Eingliederung 

Die Gemeiade Ailingen wird in die Stadt Friedrichshafen ein-
gegliedert. 

BezeichnmI.4einRegliederten Gemeinde 

Die eingegliederte Gemeiade bildet einen Stadtteil der Stadt 
Friedrichshafen. Dieser führt die Lezeichnung uFriedrichshafen-
Ailingen. 

§3 
hulamegltale,  

Die Stadt Friedrichshefen tritt als Gesamtrechtsnachfolgerin  
IA  alle Rechte und 2flichten der Gemeinde Ailingen ein. 

§4 

Relent°  uad Pflichten der Einwohner und 
der Bürger  

(1)  lie  Bürger der Gemeinde Ailingen werden mit der Eingliederung 
Bürger der Stadt Priedrichshafen. Den Einwohnern, die am Tage der 
Eingliederung das Bürgerrecht in der Gemeinde Ailingen noch nicht 
erworben haben, wird die Dauer des Wohnens in der Gemeinde 

Ailingen auf die Lauer des Wohnens in der Stadt Friedrichshafen 

angerechnet. 



(2) Die Bürger und die 14nwohner der Geeeinde hilingen haben 
nacä der Eingliederung die gleichen Äechte und 2flichten wie 
die in dem vor der Eingliederung bestehenden Gebiet der Uadt 
2riedrichshafen wohnenden Bürger und Einwohner; § 20 bleibt 
unberührt.  

II. Ortachaftsverfassun • 

§5 
Einführung der Ortschaftsverfassune: 

Die Stadt Yriedrichshafen verpflichtet sich, für den Stadtteil 
Ailingen die Ortschaftsverfassung im Sinne der §§ 76a -.76g der 
Gemeindeordnung einzuführen und rechtzeitig durch eine Änderung 
der Hauptsatzung das Erforderliche zu regeln. 

§6 

Ortschaftsrat  

(1) per Ortschaftsrat besteht aus 16 Mitgliedern, ab der nächsten 
reeekffligen Gemeinderatswahl aus 12 Mitgliedern. 

(2) Dem Bereich der früheren Gemeinde Berg wird ab der nächsten 
regelmäßigen Gemeinderatswahl im Wege der unechten Teilortswahl 
eine  dew  Bevölkerungsanteil angemessene Vertretung im Ortschafts-
rat des 8tadtteils Ailingen gewährleistet. 

7  
Aufgaben des Ortschaftsrats 

(1) Der Ortschafterat hat die örtliche Verwaltung zu beraten. 
Er ist zu wichtigen Angelegenheiten, die den Stadtteil Ailingen 
betreffen, zu hören. Er hat eia Vorschlagsrecht in allen Ange-
legenheiten, die den Stadtteil Ailingen betreffen. 



(2) Als wichtige Angelegenheiten io Gtudttell Ailingen gelten 
insbesondere: 

1. Veranschlagung von Haushaltsmitteln für den Stadtteil Ailingen 
im Haushaltsplan der Stadt Friedrichshafen; 

2. Bau von Schulen und Kindergärten sowie die Errichtung, 
Erweiterung oder Aufhebung öffentlicher Einrichtungen; 

3. Errichtung oder Ausbau von Sportstätten; 

4. Dan  und Unterhaltung von Straßen und Wirtschaftswegen; 

5. Ausbau und Unterhaltung der Wasserversorgung und der Ab-
wasserbeseitigung° 

6. Ausbau der Energieversorgung; 

7. Aufstellung von Bauleitplänen; 

8. Erlaß von Satzungen nach § 14 (Bausperre) und nach §§ 25 
und 26 (besonderes Vorkaufsrecht) BBauG; 

9. Erlaß, Aufhebung oder Änderung von sonstigen Satzungen und 
Polizeiverordnungen; 

10. Feeteetzung von Abgaben und Tarifen; 

11. Gestaltung und Fortbestand der örtlichen Verwaltung; 

12. Einstellung, Beförderung und Entlassung von Beamten sowie 
Angestellten der Vereütungsgruppen I - V BAT bei der ört-
lichen Verwaltune:. 

(3) Dem Ortochaftsrat werden folgende Angelegenheiten, die den 
Stadtteil Ailingen betreffen, zur Entscheidung übertragen: 

1. Vollzug des Häushaltsplans im Rahmen der zugewiesenen Hauls-
haltsmittel, insbesondere Vergabe von Arbeiten und Lieferungen, 
die Ausgaben von mehr als 10 000 DA bis zu 60 000 DA im Einzel-
fall zur  Foie  haben; 



2. Bewilligung von über- und außerplanmäßigen Ausgaben des 
ordentlichen und außerordentlichen Haushalts sowie Ver-
wendung von Verstärkungsmitteln von mehr als 3 000 DU bis 
zu 6 000 DM im Einzelfall; 

3. Verkauf von beweglichem Vermögen im Wert von mehr als 
2 000 DM bis zu 6 000 MN im Einzelfall; 

4. Vermietung oder Verpachtung von Grundstücken, soveit im 
3inzelfall der jährliche Miet- oder Pachtwert bei bebauten 
Grundstücken mehr als 2 000  IA  bis zu 5 000 DA und bei un-
bebauten Grundstücken mehr  al  a I 000 his zu 2 000 DM beträgt; 

5. lertführung der "Aktion Qoensinn Ailingen" und die Ver-
wendung dieser Mittel; 

6. Ausgestaltung und Benützung von hinrichtungen 
a) der Kultur- und Sportvflege; 
b) der Schulen; 
0) der Kindergärten und Kinderspielplätze; 
d) der Park- und GrUnaniagen; 
e) des Yriedhcfs; 

7. Pflege des Ortsbildes; 

8, Jagd- und Fischwasserverpachtunge  Ochafweideverpachtung; 

9. Vatertierhaltung; 

10. Benennung öffentlicher Straßen, Wege und Plätze, wobei 
darauf zu achten ist, daß keine Bezeichnungen gewählt werden, 
die in der Stadt Friedeichshafen bereits vorhanden sind; 



11. Angelegenheiten der Ortsfeuerwehr und der örtlichen Vereine; 

12. Bestellung von Bürgern zu ehrenamtlicher :atigkeit bei 
Gemeinde-, j.andes- und Bundeswahlen sowie bei Zählungen 
aller Art; 

13. Anstellung und Entlassung von Angestellten der örtlichen Ver- 
waltung in jea Verütungsgruppen  VIII  bis VIb 	i Pahmen 
des Stellenpleus; 

14. Erteilung des anvernehmens der Stadt nach dem ieandesbau-
gesets. 

Dies gilt nicht für voriage- und genehmigungspflichtige Be-
schlüsse und  far  die in § 39 Abs. 2 der Gemeindeordnung ge-
nannten Angelegenheiten. 

(4) 1er Ortschafterat wir-xt bei der Aufstellung des Haushalts-
plans der Stadt Friedrichshafen  wit,  soweit es sich um die Be-
reitstellung von Mitteln für den Stadtteil Ailingen handelt. 
Die J2ilv den Staatteil Ailingea zur Bewirtschaftung und für In-
vestitionen vorgesehenen Mittel werden in einer besonderen An-
lage zum Haushaltsplan der Stadt Friedrichshafen betragsmäßig 
ausgewiesen. 

(5) Su  den Sitzungen der beschließenden und beratenden Ausschüsse 
des Gemeinderats wird jeweils ein Vertreter des Ortschaftsrats 
als Sachverständiger beratend zugezogen, sofern Angelegenheiten 
behandelt werden, die den Stadtteil Ailiagen betreffen. Es ist 
ihm in der Sitzung auf Wunsch des Wert zu erteilen. In be-
ratenden Ausechüssen hat der Vertreter des Ortschaftsrats Stimm-
recht. Der Sachverständige des Ortschaftsrats und dessen Ver-
treter werden vom Gemeinderat auf Vorschlag des Ortechafterats 
für jeweils eine Gemeinderats-Amtsperiode bestellt. Außerdem 
kann zu den Sitzungen des Gemeinderats im Einzelfall ein Ver-
treter des Ortschaftsrats als nachverständiger engezoen werden. 



§ 8 
örtliche Verwaltung 

(1) ras bisherige Bürgermeisteramt Ailingen bildet künftig eine 
örtliche Verwaltung der Stadt Yriedrichshafen. Die örtliche 
Verwaltung hat alle Zuständigkeiten, die für eine zweckmäßige 
und bürgernahe Betreuung der Einwohner des Stadtteile Ailingen 
notwendig sind. 

Die örtliche Verwaltung führt  di*  Bezeichnung 'Ortsverwaltung 
Ailingen". Sie  at  mit einem geschäftsleitenden Beamten be-
setzt vden, der die Befähigung zum Geneindefachbeamten 
(§ 68 Ab H.I der Gemeindeordnung) hat. Die im bisherigen Stellen-
plan und in der Stellensatzung der Geweinde Ailingen enthaltenen 
Stellen sollen als Stellen der Ortsverwaltung Ailingen unver-
ändert erhalten bleiben. Anpassungen an geänderte Bedürfnisse 
können nur nach Anhörung des Ortschaftsrats erfolgen. 

(2) Die Ortsverwaltung behält die bisherigen Zuständigkeiten der 
Gemeinde Ailingen auf den Gebieten: 

I. Standesamt: 
• •. nalmee 	. 

Die Stadt Friedrichshafen wird beantragen, daß der Stadtteil 
Ailingen einen eigenen Standesamtsbezirk bildet. Gegebenen-
falls wird der Gemeinderat den Ortsverateher oder auf seinen 
Vorschlag den geschäftsleitenden Beamten zum Standesbeamten 
für den Standesamtsbezirk Friedrichshafen-Ailingen ernennen. 

2. Grundbuchamt:  
Das Grundbuchamt 	son  erhalten bleiben, sofern die 
Landesregierung die zu1ä8t. Der Oberbürgermeister wird den 
Ortsvoreteher oder auf seinen Vorschlag den geschäftslei-
tenden Beamten zum stellvertretenden Ratschreiber ernennen. 
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3. Gemeindeeerichts 
:Die  Street  wird nach 3 des Gesetzes über die Gemeindege-
richtsbarireit das Gemeindegericht mit mehreren Richtern be-
setzen und durch dea Gemeinderat eine Geecnäftsverteilung 
so voraehmea leeeen, daß der Ortsvorsteher oder auf seinen 
Vorschlag der &eschtt.fteleitende Beamte ala Gemeinderichter 
die RechtsetreitiOceitea und Sühneverhaadlungea zugewiesen 
bekommt, die zwischen Parteien des Stadtteils Ailingen an-
hängig werden. 

4. Inventne9hile:  
Tie  die Inventurbehörde  Boll  eine gleichartige Regelung wie 
fUr das Gemeindegericht getroffen werden. 

5, Polizeiliche  Zuständi keiten: 
Die Ortsverwaltung stellt Pässe, Personalausweise und Ulader-
ausweise sowie polizeiliche rührungszeugnisse aus, nimmt 
melderechtliche An-, Ab- und Ummeldungen sowie Gewerbean-
und -eleleldungen entgegen und verwaltet die Fundsachen, 

l'olizeistundenverlängeruag erfolgt durch die Ortsverwaltung. 

Die Aufgaben der Obdachlosenpolizei sowie der Wehrerfassung 
werden von den Fachämtera der Stadt wahrgenommen. Der Orts-
vorsteher kann zu den Sitzungen der Müsterungskommission 
entsandt werden. 

6. soziale Angelefsnheiten: 

Anträge in bezug auf Leistungen aus der Sozialhilfe, Nriegs-
opferversorgung, Wohngeldgesetz, Unterhaltssicherung für 
hrpfliontige, Rundfunkgebührenbefreiung und in jugendbilfe-

sachen werdea über  Me  Ortsverwaltung an. die 2aoäämter der 
Stadt vorgelegte 
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(3) Kindergärten/  Krankenpflwestationen_und ähnliche rin-
richtungen:  

Es bleibt bei den bisherigen Regelungen der Gemeinde Ailingea. 
im Falle günstigerer Regelungen (Zuschüsse) in der Stadt wer-
den diese auch im neuen Stadtteil Ailingen gewnhrt. 

Gleiches gilt für die Bezuschussung und Förderung von Kraaken-
pflegestationen und ähnlichen Einrichtungen. 

(4) Bau- und Wohnungewesen,eBaureeYee.  
F.rTeeri..PA•4•31..4,AMMIIIKTOWPArli.,•,-,146,1PAMI,' 	Mbat, 

Mit dem Zusammenschluß geht die gesamte Planungshoheit nach 
dem Bundesbaugesetz auf die Stadt Friedrichshafen über. Bau-
anträge werden bei der Ortsverwaltung eingereicht. Baugeneh-
migungen erteilt die Stadt. Vom Eingang aller Bauanträge wird 
der Ortschaftsrat vor der Entscheidung von der Ortsverwaltung 
unterrichtete  eofern dadurch das Baugenehmigungsverfahren nicht 
verzögert wird. § 7 Abs. 3  Ziff.  14 bleibt unberührt. 

(5) BaulandumleRunen:  

Baulandumlegungen im Stadtteil Ailingen erfolgen durch die 
Stadt nur nach Anhörung des Ortschaftsrats. In den Städtischen 
ftlegungsausechuß wird als Sachverständiger der Ortsvorsteher 
oder ein Mitglied des Ortschaftsrats oder auf Vorschlag des 
Ortsvorstehers der geschäftsleitende Beamte berufen. 

(6) Grundstückewertermittlungen:  

Bei Grundstückswertermittlungen durch den Gutachterausschuß 
wird für alle Ailinger Fälle ein Vertreter des Crtsehafterate 
als Sachverständiger zugezogen. 
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(7) Straßen-  und Gehweereinisunj Winterdienst 

Die eetadt  it  grundsätzlich bereite  im Stadtteil Alltagen die 
bieherige Regelung beizubehalten. Zusätzlich hat die Stadt 
ihren Spezialfahrzeugen  be:'_  der Abwicklung des Winterdicuetee 
mitzuwirken un3 insbesondere 7erkehrsstraßen zu räumeat idt der 
Ortaverwaltuag wird ein besonderer Einsatzplan aufgestellt. 

(s) eliAse i Zahlverkehr  

Die Finanzhoheit  gent  auf. die Stadt Friedrichshafen über. Die 
Einnahmen werden gemeinsam im Rahmen des Gesamthaushalts der 
Stadt bewirtschaftet. Dagegen werden in einer besonderen Anlage 
zum Häushaltsplan die auf Maßnahmen im Stadtteil entfallenden 
wesentlichen Ausgaben sowie die von der Ortsverwaltung bzw. dem 
Ortschaftsrat selbständig bewirtschafteten Haushaltsmittel zu-
sammengestellt (Teilhaushaltsplan).  lane  örtliche Zahletelle 
wird aufrechterhalten. 

Es wird Wert auf gute örtliche Bankverbindungen gelegt; die 
bestehenden sollen aufrechterhalten bleiben, solange das wirt-
schaftlich gerechtfertigt ist. 

(9) RechteanwleGenheite  

Die bei der Ortsverwaltung anhängig werdenden Rechtsstreitig-
keiten werden duseh das eechteamt der Stadt bearbeitet. Der 
Ortschaftsrat bzw. dar.' Ortsvorsteher werden vorher gehört. 

(10) Entgegennahme vo,13_121.1.22igen  und Wünschen: 

Die Ortsverwaltung nimmt darüber hinaus Anträge und Wünsche aller 
Art entgegen, bearbeitet sie und leitet sie an die zuständigen 
Fachämter  welter,  soteit sie nicht erledigt werden können. 

r›, eacerichterblatt 

eUe Ortsverwaltung kans ein Nachrichtenblatt fUr den Stadttell 
herausgeben, solange der Ortschaftsrat dies wünscht. 



(12) Änderungen werden nur nach Anhörung des Ortschaftsrats 
vorgenommen, wenn sie aus sachlichen Granden unumgänglioh sind. 

(13) Das archivwürdige Schriftgut der Gemeinde Ailingen wird zur 
Erhaltung der Überlieferung in einer eigenen Abteilung des 
Archive der Stadt Friedrichshafen aufbewahrt. 

*9 
Aaagggp und  Rechtsstellun des Ortsvorstehers 

(1) Pür die ..ifgaben und die Rechtsstellung des Ortsvorstehers 
im Stadtteil Ailingen gilt § 76e der Gemeindeordnung. lanaeh 
werden der Ortsvorsteher und sein Stellvertreter vom Gemeinderat 
nach Anhörung des Ortschaftsrats aus den Ortschaftsräten nach 
der Wahl der Ortschaftsräte (§ 760 Abs. 1 der Gemeindeordnung) 
gewählt. Der Ortsvorsteher ist zum Ehrenbeamten auf Zeit zu er-
nennen. 

(2) Der Ortsvorsteher untersteht direkt dem Oberbürgermeister 
und vertritt diesen und die Beigeordneten ständig beim Vollzug 
der Beschlüsse des Ortechaftsrats und bei der Leitung der ört-
lichen Verwaltung. Er kann an den Sitzungen des Gemeinderats 
und der Auseehüsse der Stadt mit beratender Stimme tellnehmen. 

(3) Der Ortsvorsteher hat mindestens alle zwei Wochen aas Recht 
auf eine Besprechung mit dem Oberbürgereeist:r. 

(4) Dem Ortsvorsteher werden vom Oberbürgermeister zur selb-
ständigen Erledigung übertragen, soweit sie den Stadtteil 
Allingen betreffen: 

1. Anstellung und Entlessung aller Arbeiter und der Angestellten 
der Vergütungsgruppen IX und X BAT im Rahmen des Stellenplans; 

2. Veräußerung und Erwerb von Grundstücken im Wert bis zu 

5 000 DN im Einzelfall im Benehmen mit dem Liegenschaftsamt 
und nach Maßgabe der zugewiesenen Mittel; 
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3. beim Vollzug des liaushaltsplans: 

a) Vergabe von Arbeiten und edeferungen im Rahmen der für 
den Stadtteil zugewiesenen Haushaltsmittel bis zu 
10 000 ld im Einzelfall; 

b) Bewilligung von über- und außerplanmäßigen Ausgaben im 
Rahmen der zugewiesenen Veretärkungsmittel bis zu 
3 000 DM im Einzelfall; 

c) Genehmigung zur Überschreitung und Erweiterung von Auf-
trägen, die auf Beschlüsse des Ortschaftsrate zurückzu-
führen sind, bis zu 2 000 DM im Einzelfall und im .awen 
der zugewiesenen. Meckungsmittel; 

d) Verkauf von bewegliohem Vermögen im Wert bis zu 2 000 DM 
im Einzelfall; 

e) Vermietung oder Verpachtung von Grundstücken, soweit im 
Einzelfall der jährliche Mist- oder Fachtwert bei be-
bauten Grundstücken 2 000 DM und bei unbebauten Grund-
stücken 1 000 DM nicht übersteigt. 

(5) Im Interesse der Förderung einer bürgernahen Verwaltung und 
der Selbstverwaltung der  Burger  wird der Ortzeorsteher beauftragt: 

1. Bürgerversammiungen im Stadtteil Ailingen durchzuführen; 

2. die bisher üblichen Ehrungen von Bürgern bei Goldenen Roch-
zeiten, besonderen Geburtstagen, Arbeitsjubiläen usw. auch 
fernerhin beizubehalten. 

(6) Der Oberbürgermeister und der Ortsvorsteher können den ge-
schäftsleitenden Beamten mit ihrer Vertretung auf bestimmten Auf-
gabengebieten oder in einzelnen Angelegenheiten der Ortsver-
waltung beauftragen.  

III. Aleezezekeseeyesjaneeen,. 

10 
Ziel der Lieuliederung.  

(1) Mit der Eingliederung soll erreicht werden,  dß  in '102 uu-

herigen Gemeinde Ailingen bessere Voraussetzungen eür die persön-
liche Entfaltung der Einwohner geschaffen werden. 
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(2) Der Stadtteil Ailingen soll in der Weise weiterentwickelt 
werden, daß nach sorgfältiger Abwägung aller Interessen möglichst 
die im derzeitigen Entwurf des Flächennutzungsslans der Gemeinde 
Ailingen vorgezeichnete Entwicklung beibehalten wird.  Bel  der 
weiteren Entwicklung des Stadtteils Ailingen sollen im Entwurf 
fertiggestellte Bauleitpläne der Gemeinde Ailingen beibehalten 
werden, soweit sie nicht unter Berücksichtigung neuer Gesichts-
punkte ohnedies überarbeitet werden müssea oder einer neu auf-
zustellenden Bauleitplanunr:9  die aus Gründen des Zusammenschlusses 
der Gemeinden notwendig wird, widersprechen. 

§ 11 

örtliches Brauchtum  

'Las örtliche Brauchtum der Gemeinde Ailingen soll erhalten 
bleiben. Las kulturelle Eigenleben im Stadtteil Ailingen soll 
sich auch weiterhin frei und ungehindert entfalten können.  

Bel  örtlichen Veranstaltungen darf der Stadtteil Ailingen seine 
bisherige Flagge und sein Wappen verwenden. 

§ 12  

Kulturelle Einrichtuaen  und 
Vereine  

Die Stadt Friedrichshafen wird alle im Stadttoil Ailingen vor-
handenen karitativen, kulturellen, sportlichen und sonstigen 
Vereinigungen und Einrichtungen in derselben Weise fördern und 
unterstützen wie die entsprechenden Vereinigungen im bisherigen 
Stadtgebiet Friedrichshafen, mindestens jedoch so, wie es bisher 
von der Gemeinde Ailingen geschehen ist. 

§ 13 

ErhaltanL der Landschaft  

Die Stadt Friedrichshafen wird den Wald auf der Gemarkung 
Ailingen nach Möglichkeit erhalten, die freie Landschaft des 

Stadtteils Ailingen als Erholungsgebiet fördern und sich gegen 
Verunstaltung derselben wenden. 



Förderune de2 

Die Stadt Friedrichshafen wird den berechtigten Belangen der 
Iandwirtschaft iw Stadtteil Ailingen Rechnung tragen. Dazu ge-
hören inebesondere eine ausreichende und gute Vatertierhaltung 
bzw. künstliche besamung9  der Ausbau des geldwegenetzes und  
Lie  Förderung weiterer Aussiedlungea. 

§ 15 
Vergabe von Lieferungen und 

Arbeiten 

Bei der Vergebe von lieferungen und Arbeiten werden die im 
Stadtteil Allingen wohnenden Gewerbetreibenden den Gewerbe-
treibenden im bisherigen Gebiet der Stadt Friedriohshafen 
gleichgestellt. 

IV. Besoadere Verpflichtungen 

§ 16 
Übernahme des Personals  

(1) Die Arbeiter und Angestellten (auch Teilbeschäftigte) der 
Gemeinde Ailingen werden mit allen Rechten und Anwartschaften 
aus ihrem bisherigen Dienstverhntals in den Dienst der Stadt 
übernommen. Sie werden nach Möglichkeit ihrer Ausbildung und 
ihrer bisherigen Tätigkeit entsprechend. eingesetzt. Bisherige 
Angestellte und Arbeiter verbleiben wenn sie es wünschen, auf 
:Dauer bei der Ortsverwaltung. 

(2) nee die Übernahme der Beamten gelten die gesetzlichen Be-
stimmungen. Absatz 1 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. 
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§ 17 
Unechte Teilorieswahl, VertretundesSt , 

im Gemeinderat der Stadt Friedrichshafen  

(1) Die Stadt Friedrichshafen wird durch entsprechende Aus-
gestaltung ihrer Hauptsatzung dem Stadtteil Ailingen ah der 
nächsten regelmäßigen Gemeinderatswahl im Wege der uneehten 
Teilortswahl eine dem Bevölkerungsanteil angemessene Ver-
tretung im Gemeinderat gewährleisten. Die Verteilung der 
Sitze im Gemeinderat auf die verschiedenen WOhnbezirke wird 
vor jeder weiteren regelmäßigen Gemeinderatswahl geprüft und 
erforderlichenfalls berichtigt werden. 

(2) Den Gemeinderat der Stadt Friedrichshafen gehören bis zur 
nächsten regelmäßigen Gemeinderatswahl 4 Mitglieder äes Ge-
meinderats der eingegliederten Gemeinde Ailingen an die vor 
dem Eintritt der Rechtswirksamkeit dieser Vereinbarung vom 
Gemeinderat Ailingen bestimmt werden. 

(5) Bei der Besetzung der Ausschüsse sollen die Gemeinderäte 
aus dem Stadtteil Ailingen angemessen berücksichtigt werden. 

§ 1G 
übernahme des bisherigen Gemeinderats als  

Ortschaftsrat  

Die Stadt Friedrichehafen wird durch entsprechende iinderung der 
liaupteatzung bestimmen, daß  gem.  § 76c Abs. 1 Satz 2 der Ge-
meindeordnung nach der Einrichtung der Ortschaft Ailingen bis 

nächsten regelmäßigen Gemeinderatswahl die bisherigen Ge-
meinderäte der Gemeinde Ailingen die Ortschaftsräte sind. 

§ 19 
Mitgliedschaft in Zweckverbänden 

Mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung tritt die Stadt Fried-
richshafen in die Rechte und Pflichten der Gemeinde Ailingen als 
Verbandsmitglied in sämtlichen Zweckverbänden 9  bei denen die 

Gemeinde Ailingen Mitglied ist*  ein. 
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,j 20  

Ortsrecht 

(1) Im Stadtteii Ailingen bleibt des bisherige Ortsrecht der 
Gemeinde Ailingen aufrechterhalten, soweit es nicht  zit  Inkraft-
treten dieser Vereinbarung oder später durch das Icecht der Stadt 
Friedrichshafen ersetzt wird oder aus anderen Gründen außer 
Kraft tritt. Des Ortsrecht ist spätestens innerhalb von 5 Jahren 
nach Iffierafttreten dieser Vereinbarung im gesamten Stadtgebiot 
zu vereinheitlichen, soweit in den Absätzen 4 und 5 nicht etwas 
aaderes gesagt ist. Der Ortschaftsrat kann jederzeit beaatragen, 
daß im Ztadtteil Ulingen schon vorher des Ortsrecht der Staat 
Friedrichshafen eingeführt wird. 

(2) In Kraft bleiben vorläufig insbesondere folgende Rechts-
vorschriften der bisher selbständigen Gemeinde Ailingen: 

1. FleischbeschaugebÜhreasatzung; 
2. Satzung über die öffentliche Müllabfuhr; 
3. Friedhofs- und Aestattuneseebührenordnung; 
4. Gebührenregelung für die Benutzung des liehrschwimmbeckens; 
5. die Regelung über die Erhebung eines sog. Kulturbeitrags. 

(3) 2olgende Rechtsvorschriften der Stadt Friedrichshafen 
werden mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung im Stadtteil 
Ailingen in  graft  gesetzt: 

1. Hauptsatzung; 
2. Satzung .über die Form öffentlicher Bekanntmachungen; 
3. Satzung über die Entschädigung ehrenamtlich tätiger  Burger;  
4. Satzung über die Erhebung von Verwalturagsgebühren und Be-

nutzungsgebühren; 
5. Stellensatzung; 
6. Fäkalleaabfuhrsatzunv 
7. Zatzung über die Erhebung des Erechließunesbeitrags; 
8. Satzung über die öffentliche Entwässerung; 
9. Satzung er die Erhebung von Stundungszinsen; 
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10. Bündesteuersatzung; 
11. Polizeiverordnung über die Verpflichtung der Straßen-

anlieger zum Reinigen, ilchneeräumen und Bestreuen der 
Gehwege; 

12. Eetriebseatzung der Stadtwerke iriedrichshafen, 

(4) FolGcade Gatzungen der Stadt Iriedrichshafen  babel).  im 
Stadtteil Ailingen bis zum 31.12.1986 keine Gültigkeit: 

1. Schlachthofordnung; 
2. Gebührenordnung mit Gebührentarif für den Schlachthof und 

Satzung über die Erhebung einer Ausgleichsabeabe. 

(5) Die Satzung der Stadt Iriedrichshafen über die Erhebung 
einer AkTAbe zur Börderung des Fremdenverkehrs soll vor dem 
1.1.1977 in Stadtteil Ailingen noch keine Gültigkeit haben. 

(6) Die Feuerwehrabgabesatzung der Geueiude AllincJen wird ab 
1.1.1972 aufgehoben. 

(7) Die Realsteuerhebesätze der Stadt Friedrichshafen gelten 
im Stadtteil Ailingen mit Wirkung vom 1. Januar 1972 an. 

(8) Bebauungspläne der bisherigen Gemeinde Ailingen gelten 
weiter. 

'5 21 
Erfül1W11.152:12101LlegMbe.  

(1) Die Stadt Friedrichshafen ist vom Tage des inkrafttretens 
dieser Vereinbarung au gesetzlich verpflichtet,  alit  im Stadt-
teil Ailingen bereits bestehenden und neu anfalleaden gemeind-
lichen Aufgaben zu erfüllen. 

(2) In 2.usilbung ihres für den Stadtteil Ailingen übernommenen 

Sorgerechts verpflichtet  Bich  die Stadt Friedrichshafen, den 

Standard im Cbot öffentaicher Einrichtungen und Dienst-
leistungen dem ihren anzugleichen und seine Erhaltung und An-
passung an die fortschreiteade Entwicklung zu gewährleisten. 
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(3) Ohne Minderung dieser Verpflichtung sind folgende Vothabea 
im Stadtteil Ailingen, die bereits vom Gemeinderat der Greeseinde 
Ailingen beschlossen worden  faint  vorrangig abzuwickeln: 

1. Schulhauserweiterung Ailingen; 
2. Kindergartenneubau Haldenberg; 
3. laugeländeerschließung flaldenberg; 

4. Erweiterung des Kindergartens Berg; 
5. Ausbau der Weiherstraße und des Baldenwegs. 

(4) Die Stadt Friedrichshafen hat unter Beachtung einer ge-
ordneten Wirtschaftsführung bis spätestens 31. Dezember 1981 
im Stadtteil Ailingen insbesondere folgende Aufgaben durchzu-
führen: 

1. Kindergartenneubau Nikolausstraße (fen-Wiggenhausen); 
2. Kindergartenneubau Eckrahde (Oberallingen) 

-  Ziff.  1 und 2 nach Mäßgabe. des  sus  dem Fortgang der Be- 
bauung erwachsenden Bedürfnisses -; 

3. Erschließung folgender Baugebiete e  für die bereits ein Be-
bauungsplan oder ein Bebauungsplanentwurf besteht: 
Wolfeneseh-ReinachweG9  Eckmähde, Nikolausstraße  lie  Unter-
lottenweiler, Bäumlinger  Each,  2. Bauabschnitt Baldenberg, 
Baugebiet Bahnhofetraße; 

4. Ausbau und Verbreiterung folgender Straßen und Gehwege: 
Heiliggasse9  Wolfenesch, Gehweg von Ailingen nach Ittenhausen, 
Pfannenstiel, verlängerte Eschstraßee  Rosenstraße, Frieden-
straße, Meisenweg, Tobelstraße, Ziegelstraße Nikolausstraße, 
Reinachweg und Verbreiterung der Straße nach Weiler; 

5. Erweiterung des Anschlusses an  as  Abwasserbeseitigungssystem 
der Stadt Friedrichshafen im Rahmen der technischen und wirt-
schaftlichen Möglichkeiten; 

6. weitere Sanierung der Wasserversorgung, insbesondere dareä 
die Liarieütung einer diederdrucksone; 

7. Bau eines Preizeitzentrums, u.a, mit einem beheizbaren Frei-
bad, Reitplatze  Tennisplätzen, Kleingolfplatze  einer Sporthalle 
sowie genügend Grün- und lerkehrsflächen. 
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(5) Mie Stadt Priedriehshafen beabsichtigt, in Stadtteil 
Ailingen folgende 	nahmen durchzuführen: 

1. hochwaeserfreier Ausbau der Rotach; 

2. Sanierung der Wasserpumpstation in Reinach; 
3. Schaffung von Einrichtungen für den Fremdenverkehr 

(z.B. Wanderwege); 
4. Schaffung von 2G Soolaiwohnungen  far  kinderreiche Familien 

(Beleguar,z Curoh den Ort$:.chaftsrat). 

Außerdem beabsichtigt die Stadt Friedrichshafen, Vorsorge zu 
treffen und Einrichtungen zu schaffen für die Unterbringung 
alter Einwohner 

(G) Änderungen in der Durchführung der aufgeführten Mäßnahmen 
sind nur  moll  Anhörung des Ortschaftsrats möglich. 

§ 22 

Finanzierun und Abwicklun der Vorhaben 

(1) Für die Finanzierung der in § 21 Abs. 3 und 4 genannten Vor-
haben stellt die Stadt Friedrichshafen vom 1. Januar 1972 bis 
31.12.1981 jährlich folgende Mittel zur Verfügung: 

1. 300 MN je Einwohner (nach der Einwohnerzahl, die jeweils dem 
kommunalen Finanzausgleich des laufenden Jahres zugrundeliegt) 

-In diesem Betrag sind die auf den Stadtteil Ailingen ent-
fallenden Mehrzuweieungen nach dem FAG (abzüglich der hieraus 
an andere Körperschaften zu bezahlenden Umlagen), die sich 
aus der Eingliederung Ailingens ergeben, und zwar infolge der 
Erhöhung der Schlüsselzuweisungen nach der mangelnden Steuer-
kraft einschließlich der Mehrzuweieungen nach § 34a FAG sowie 
infolge der Erhöhung der Zuweisungen nach § 11 2AG enthalten.- 
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2. die eingegangenen Kulturbeiträge; 

3. die Erlöse was dem Verkauf von Grundstücken, die am Tag 
vor der Eingliederung im Eigentum der Gemeinde Ailingen 
waren. 

(2) Sofern sich bis 31. Dezember 1981 Vorhaben ergeben sollten, 
die im Latalog des § 21 Abs. 3 und 4 nicht enthalten, aber 
dringend notwendig sind, kann der Gemeinderat auf Vorschlag des 
Ortsehaftsrats solche Vorhaben gegen eines oder mehrere Vor—
haben des eatalogs austauschen. Der finanzielle Aufwand dafür 
muß  awe  den in Abs. 1 genannten Mitteln gedeckt werden können. 
Aus deneelben Gründen kann der Gemeinderat auf Vorschlag des 
Ortschafterats die Reihenfolge der Ausführung ändera. 

(3) Werden für die Durchführung aller Vorhaben de e Kateloeo 
nach § 21 Abs. 3 und 4 die Aittel nach Abs. 1 alchtLi vollee 
Umfang verbraucht, so wird der Gemeinderat auf Vorschlag des 
Ortschaftsrats weitere Vorhaben zur Verwendung der Mittel nach 
Abs. 1 beschließen. 

(4) Sofern die iu Abs. / genannten Mittel für die Finanzierung 
der in § 21 :la. 3 und 4 aufgeführten Vorhaben nicht ausreichen, 
entfällt bei einer gegenüber dem Durchschnitt der Reehnungsjahre 
1969 bis 1971 erheblich verschlechterten städtischen Wirtschafts—
und Finaazlage die Vereflichtung der Stadt, diese Vorhaben bis 
31.12.1931 durchzufÜhren. Die Otadt verpflichtet  Bich  jedoch, die 
nicht ausgeführten Vorhaben nach bester Möglichkeit innerhalb 
eines anschließenden 5—Jahres—Zeitraums zu verwirklichen. Der 
Umfang des Katalogs bleibt unberührt, soweit er nicht durch Aus—
tausch nach Abs. 2 geändert wird. 
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§ 23 

Sonstiaes  

(1) lie  Stadt Friedrichshafen wird die Grand-, Haupt-, Real-
und Sonderschule im Stadtteil Ailingen,  swede  die Gruudschule 
in Berg erhalteu, solange dies gesetzlich möglich ist und von 
der Mehrheit der Brziehungeberechtigten gewünscht wird. 

(2) pie  freiwillige Feuerwehr Ailingen bleibt als besondere 
Abteilung der freiwilligen 2enerwehr Friedrichzhafen erhalten. 

1,..orwehrgeräte, die zur Stärkung der Scalagkraft oder als Er-
satz notwendig sind, müssen neu beschafft werden.  Eä  darf also 
kein Austausch mit Geräten der städtischen Wehr erfolgen. 

Freiwillige Zuwendungen der Stadt an die Städt. Feuerwehr 
(Korpskasse usw.) werden anteiläßig der Ortsfeuerwehr in 
gleicher Weise gewährt. 

(3) lie  Stadt Friedrichshafen wird für das Weiterbestehen der 
bisherigen Jagdbezirke Ailingen und Berg eintreten, solange 
dies die Jagdgenossenschaften von Ailingen bzw. Berg wünschen. 

(4) lie  Friedhöfe in Ailingen und Berg bleiben erhalten iv:3A 
werden erforderlichenfalls erweitert. 

(5) Der Sleischbeschaubezirk Ailingen bleibt solange erhalten, 
wie dies der Ortschaftsrat wünscht. 
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V. Pbergegzeq- und_Schlußbestimmun'en 

§ 24 

Abgrenzung der Vertragswirkungen 

Unbeschadet der §§ 3 und 4 erwerben Dritte aus Mecer Ver-
einbarung kein unmittelbares Recht. 

§ 25  
Regelung von Meinungsverschiedenheiten  

(1) Die vorstehende Vereinbarung wird auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung  laud  der Vertragstreue getroffen. Auftretende 
Fragen sollen in diesem Geiste gütlich geklärt werden. 

(2) Bel  Schwierigkeitea bei der Auslegung und Anwendung dieser 
Vereinbarung wird die eingegliederte Gemeinde Ailingen bis 
31. Dezember 1984 jeweils  lurch  die Mitglieder des Ortschaftsrats 
Ailingen vertreten. Wird die Ortschaftsverfassung vorher aufge-
hoben, so kommt die Vertretung den zuletzt gewählten Ortechafts-
räten zu. 

(3) Bestehen über Bauleitplanungen, Flächennutzung  lead  Woänun03-
bau sowie die Verplanung und Verwendung der in § 22 genannten 
Mittel Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Ortschaftsrat und 
Organen der Stadt, die sich nicht ausgleichen  lessen,  so tritt 
vol der Entscheidung ein Vermittlungsausschuß zu neuer Beratung 
zusammen. Der Vermittlungsausschus besteht aus dem Oberbürger-
meister, dem Ortsvorsteher und je 3  voila  Gemeinderat und vom Orts-
schaftsrat gewählten Mitgliedern. 
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§ 26  

Inkrafttreten  

Miese Vereinbarung tritt am 1. Dezember 1971 in Kraft, sofera 
• die obere Rechtsaufsichtsbehörde keinen aderen Zeitpunkt be-
stimmt. 

Zzr WA/06e, e74' 	Ze./Y9tAA744er Y9?4" 
Priedrichshafen„ dea 	........ 	Ailingen, den 	 00•• 

Oberbürgermeir Air 	er-Stellvertreter 
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